
                                               Friedensbündnis Mönchengladbach  
--------------------------------------------------------------------------------------- 

           Deutschland, vom Sozialstaat zum Kriegsstaat

                Kriegsmilliarden und Kriegswirtschaft ruinieren  

                              Sozialstaat und Wirtschaft. 

                          Es droht eine atomare Eskalation!

Der Ukrainekrieg hat bereits Millionen Menschen den Tod gebracht. Die
Bundesregierung  liefert  militärische  Ausrüstung  und  finanziert  diesen
Krieg  mit  enormen  Summen.  Bis  heute  wurden  Milliarden  Euro  an
Steuergeldern  für  diesen  sinnlosen Krieg  „verbrannt“.   Ein  Ende des
Krieges  ist  nicht  in  Sicht,  im  Gegenteil:  Luftwaffen-Generalleutnant
Holger Neumann spricht von einem Nato Krieg gegen Russland und von
verheerenden  Luftschlägen  auf  russisches  Gebiet.  Die  Folgen  für
Europa  und  insbesondere  in  Deutschland  mit  Millionen  Toten  wäre
verheerend.  Die  Realitätsferne  und   Verantwortungslosigkeit  dieser
Kriegseskalation in Politik und Militär ist empörend.

Um diesen Kriegswahnsinn und die massive Aufrüstung  zu finanzieren,
muss  die  Bundesregierung  die  Ausgaben  kürzen.  Geplant  ist  ein
massiver  Kahlschlag  der  Sozialsysteme  (Renten,  Elterngeld,  Pflege,
Gesundheit, Witwen …!) Was folgt, ist steigende Armut statt Wohlstand.
Nach den Vorstellungen der Bundesregierung sollen wir mit 70 in Rente
gehen,  täglich  länger  arbeiten,  auf  Pflegeleistungen  und  auf  eine
menschenwürdige  Grundsicherung  verzichten,  die  Abschaffung  oder
Verringerung  der  kostenfreien  Kranken-Familienmitversicherung
hinnehmen  und  marode  Schulen,  Straßen  und  unzuverlässigen
Bahnverkehr akzeptieren.

Und alles dies, obwohl die Armut in Deutschland wächst. 13,3 Millionen
Menschen leben  bereits in Armut, ein Anstieg der Armutsquote auf 

16,1  %.  Geplant  sind  weitere  radikale  Einschnitte  bei  sozialen
Leistungen.  Der  Paritätische  Wohlfahrtsverband  berichtet  in  seinem
Armutsbericht  2026  von  einer  Streichliste  mit  mehr  als  70
Kürzungsvorschlägen. Gespart werden soll bei Millionen Menschen und
ihren  Familien.  Diese  Maßnahmen  haben  die  Abschaffung  des
Sozialstaats zur Folge. 

Andererseits  wird  die  enorme  Kriegsfinanzierung  der  Ukraine  von
Bundeskanzler  Friedrich  Merz  nicht  in  Frage  gestellt,  egal,  was  es
kostet: „what ever it takes“. 

Doch  damit  nicht  genug.  Deutschland  soll  für  einen  Krieg  gegen
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Russland  „kriegstüchtig“  gemacht  werden.  Junge  Menschen  sollen
wieder  zum  Wehrdienst  verpflichtet  werden.  Brücken  und  Straßen
werden verstärkt, damit Panzer und schweres Kriegsgerät sicher an die
„Ostfront“ gelangen können. Krankenhäuser sollen umgerüstet werden,
für eine medizinische Versorgung im Kriegsfall. Fast täglich werden wir
mit  Appellen  aus  Politik  und  Medien  auf  einen  Krieg  mit  Russland
vorbereitet. 

Um die Kriegsvorbereitungen zu finanzieren, hat die Bundesregierung
ein  enormes  Aufrüstungsprogramm  mit  einem  Anstieg  der
Militärausgaben um 24% (114 Milliarden $) beschlossen. Nach Angaben
des  Friedensforschungsinstituts  SIPRI  erzielten  die  vier  größten
deutschen Rüstungskonzerne eine Umsatzsteigerung um 36%, dies sind
14,9 Milliarden.

Diesen Wahnsinn müssen wir  stoppen und von der  Bundesregierung
Diplomatie einfordern, für ein Ende des Krieges. 

Wir werden diesen rücksichtslosen Kahlschlag des Sozialstaats und die
Umverteilung  des  gesellschaftlichen  Steuervermögens   hin  auf   die
Konten der Rüstungskonzerne nicht hinnehmen und den Protest gegen
diesen Kriegswahnsinn laut auf die Straße bringen.

      Wir rufen auf: 

      Unterstützt und beteiligt euch  

      am Protest gegen Sozialabbau, Armut und Ausgrenzung 

        

     am Mittwoch, 1.7.2026, 10.00 bis 13.00 Uhr          

       vor dem Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW, 

        Fürstenwall 25 in Düsseldorf. 

        (Info:T. Wasilewski, Bündnis für Menschenwürde und Arbeit: 

        twasilewski@hotmail.de)

Wir fordern 

  * keine Kriegsbeteiligung in der Ukraine, keine Aufrüstung in Deutschland

  *  keine Waffenlieferungen in Kriegsgebiete

  * Sozialstaat statt Kriegswirtschaft. 

  * Konflikte mit Diplomatie lösen! Frieden schaffen ohne Waffen.

  * Vertrauensbildung und Dialog statt Feindbilder, Hass und Hetze.

-----------------------------------------------------------------------------------------------
Das Friedensbündnis Mönchengladbach ist ein Zusammenschluss von Menschen, die sich 
weigern,Krieg, Kriegsdrohung und Kriegsvorbereitung als legitime Mittel zur Durchsetzung 
ökonomischer und machtpolitischer Interessen oder zur Lösung zwischen- und 
binnenstaatlicher Konflikte anzuerkennen, und die jegliche Militarisierung unserer Gesellschaft 
ablehnen.

ViSdP: Jürgen Schütte, c/o friedensbuendnis-moenchengladbach@web.de 
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